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Beilage zu Nr . 102 der Karlsruher Zeitung .
Mittwoch , 3« . April 1884 .

Badischer Landtag .
* Karlsruhe , 28 . April . 65 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey .

Am Regierungstische : Staatsminister Turban , Ministe -

rialrath Buchenberger , Oberforstrath Krutina , später
Ministerialrath Haas .

Vergl . unseren vorläufigen Bericht in der gestrigen
Nummer des Blattes .

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält der Abg .

Junghanns das Wort zu einer auf die Geschäftsordnung
bezüglichen Bemerkung . Derselbe führt aus : In ver¬

gangener Woche sei in mehreren Blättern die Mittheilung
erschienen , daß der altkatholische Pfarrer Ricks eine Bro¬

schüre herausgegeben habe , in welcher die gelegentlich der

Berathung des Kultusbudgets in diesem Hause gehaltenen ,
die Altkatholiken - Fage betreffenden Reden nach Maßgabe
des stenographischen Berichtes zum Abdruck gebracht seien .
Wenngleich diese Reden unzweifelhaft der Öffentlichkeit an¬

gehörten , so habe ihn doch Wunder genommen , daß man
einem Schriftsteller , der diesem Hause nicht angehöre und

seine Gegner keineswegs in schonender Weise zu behandeln
pflege, gestattet habe , Abschrift von stenographischen Pro¬
tokollen zu nehmen , bevor die einzelnen Redner Gelegenheit
zur Durchsicht und Korrektur derselben gehabt hätten . Er

selbst würde dem ganzen Vorfälle kein Gewicht beigelegt
haben , wenn derselbe nicht Aufsehen im Lande erregt hätte .
Nachdem letzteres geschehen , erscheine ihm wünschenswerth ,
daß das Thatsächliche des Falles aufgeklärt werde , und
er bitte daher den Herrn Präsidenten , mitzutheilen , was

ihm von der Sache bekannt sei .
Präsident Lamey : Der Vorfall , den der Abg . Jung¬

hanns zur Sprache gebracht , sei ihm allerdings bekannt
und habe sich in der Weise zugetragen , daß Pfarrer Rieks
— übrigens lange , nachdem jene Verhandlungen über die
Altkatholiken - Frage im Hause stattgefunden — bei ihm
habe anfragen lassen , ob ihm gestattet werden könne , von '

dem bezüglichen stenographischen Protokolle Einsicht zu
nehmen . Von der Anschauung ausgehend , daß jeder , der
ein Interesse an der Einsicht der stenographischen Proto¬
kolle habe , sie auch einsehen dürfe , da sie ja für die

Oeffentlichkeit bestimmt seien und lediglich aus Sparsam¬
keitsrücksichten seit dem Jahre 1850 nicht mehr gedruckt
würden , habe er die Benützung derselben dem Pfarrer
Rieks unter Aufsicht des Archivariats gestattet . — Was
die Korrekturen der stenographischen Protokolle anlange ,
so müsse er die Herren bitten , dafür selbst Sorge zu
tragen . Immerhin halte er dafür , daß das unkorrigirte
stenographische Protokoll jedenfalls im Ganzen nicht minder

zutreffend sei, als das korrigirte , da gerade durch die Kor¬
rekturen nicht selten etwas in die Protokolle hineingetragen
werde , was in Wahrheit gar nicht gesagt worden sei . Falls
einer oder der andere Redner vor Fertigstellung des

ganzen Protokolls einer gegebenen Sitzung einen Auszug
aus demselben zu erhalten wünsche , so müsse er sich aller¬
dings an den Präsidenten wenden , allein diese Bestim¬
mung sei lediglich im Interesse der Ordnung eingesührt .
— Auf Wunsch des Hauses sei er bereit , Anordnung
dahin zu treffen , daß jeweils ein Vcrzeichniß der fertig
gestellten Protokolle auf dem Archivariat aufgelegt werde .
Sollte der fragliche Vorgang im Lande wirklich Auf¬
sehen erregt haben , so könne er sich darüber nur wun¬
dern , da er geglaubt , dem Lande sei der öffentliche Cha¬
rakter der Protokolle bekannt .

Abg . Junghanns : Soviel ihm bekannt , sei nach bis¬
heriger Hebung des Hauses den Abgeordneten behufs Er¬
möglichung vorgängiger Korrektur stets Nachricht gegeben
worden , wenn die Kammer einen stenographischen Bericht
habe veröffentlichen wollen .

Präsident Lamey : Allerdings habe die Kammer dann ,
wenn sie selbst einen stenographischen Bericht zu veröffent¬
lichen beschlossen , den einzelnen betheiligten Rednern jeweils
das Protokoll zu vorgängiger Durchsicht übergeben , allein
niemals sei das Gleiche geschehen , wenn die Protokolle
wissenschaftlicher Bearbeitung hätten zugänglich gemacht
werden sollen .

Der Abg . Kiefer stimmt den Ausführungen des Prä¬
sidenten in vollem Maße zu . Nach seiner Auffassung
stehen die stenographischen Protokolle des Hauses den ge¬
druckten Protokollen des Reichstags gleich und ist es
lediglich Sache der Selbstsürsorge der einzelnen Redner ,
die Korrektur derselben herbeizuführen . Eine besondere
Benachrichtigung von der Fertigstellung der Protokolle wäre
uach seiner Ansicht eine überflüssige Umständlichkeit .

Von der gleichen Auffassung geht auch der Abg . Frider ich
aus . Derselbe betont des Weiteren , daß die Protokolle
Zur Zeit mit jeder wünschenswerthen Raschheit gefertigt
würden . Zudem verstünden auch die Freunde des Abg .
Junghanns sehr wohl , sich die stenographischen Protokolle
frühzeitig zu verschaffen , denn in ihren Parteiblättern
fänden sich ihre Reden oft überraschend schnell abgedruckt .

Abg . Edelmann : Gerade weil die Protokolle der
Oeffentlichkeit anheimgegeben seien , sollte die Kammer da¬

für sorgen , daß sie keine Fehler enthielten , und deshalb
scheine geboten , daß man jeden Einzelnen von der Fertig¬
stellung der Protokolle benachrichtige und ihn zur Korrek¬
tur veranlasse , da sonst der Werth der Protokolle nur ge¬
ring sei .

Präsident Lamey : Der Vorredner habe ganz recht ,
wenn er sage , es sei von Interesse , daß die Protokolle
threm Inhalte nach durchaus richtig seien , allein die Mittel ,

er zur Erreichung dieses Zieles empfehle , führten le -
tugkch dazu , daß die Protokolle noch unrichtiger , würden ,

als sie es zur Zeit seien . Wollte man eine wirkliche Ge¬
währ für die Richtigkeit der Protokolle haben , dann müßte
eine Redaktionskommission eingesetzt werden , mit der Auf¬
gabe , den Inhalt der Protokolle zu prüfen und festzustellen .
Eine solche Einrichtung aber würde zu großen Unannehm¬
lichkeiten führen , die zur Zeit nicht bestünden . Das Ver¬
fahren des Reichstags sei zwar gewiß zuverlässig , aber
sehr kostspielig .

Nach einigen weiteren Bemerkungen der Abgg . v . Feder ,
Roßhirt , Käst und des Präsidenten Lamey wird dieser
Gegenstand verlassen .

Das Haus geht hierauf zur Fortsetzung der Berathung
des Berichts der Kommission für die Vorlage , die Erhe¬
bungen über die Lage der Landwirthschaft betreffend , über .
21 . Vorschlag : Stärkerer Abzug der Bevölkerung ,
Uebergang zu anderen Gewerben .

Abg . Edelmann : Mit Rücksicht auf die hervorragende
Wichtigkeit , welche der Frage der Auswanderung zukomme ,
habe er in der letzten Sitzung den Antrag gestellt , diesen
Gegenstand von der Tagesordnung abzusetzen . Welchen
bedeutenden Umfang bei uns die Auswanderung be¬
reist angenommen , beweise die Thatsache , daß seit dem
Jahre 1840 im Ganzen 219,OM Personen aus Baden
ausgewandert seien und beträchtliches Vermögen mit in
das Ausland genommen hätten . Dabei sei besonders be -
achtenswerth , daß nicht etwa die Alten und Schwachen ,
sondern vorzugsweise junge kräftige Leute auswanderten ,
in der Hoffnung , in Amerika einen lohnenderen Verdienst
zu finden . Allerdings sei eS ja nicht möglich , die Aus¬
wanderung geradezu zu verhindern , allein man müsse der¬
selben um deswillen die größte Aufmerksamkeit zürnenden , weil
die Stärke derselben im Zusammenhänge stehe mit den wirth -
schaftlichen Verhältnissen unseres Landes . Thatsache sei ,
daß in einer Anzahl von Gemeinden die Seelenzahl in ^
Folge der Auswanderung gegen früher nicht unerheMH

"

gesunken sei , und doch müsse angenommen werdeM ' ^daß
auch heute noch wie früher die gleiche Zahl vonPerso -
nen ihr Auskommen daselbst müßte finden können . Es
falle dringend nöthig , auf Einführung neuer Erwerbs¬
zweige hinzuwirken , damit die Leute in unserem Lande
ihren ausreichenden Verdienst zu gewinnen vermöchten . Lasse
sich aber einmal die Auswanderung nicht mehr verhindern ,
dann solle man wenigstens durch eine vernünftige Kolonial¬
politik Sorge tragen , daß den Auswanderern im Aus¬
lande Heimstätten geboten und so die zur Zeit dem Vater¬
lande verloren gehende Kraft und das ihm entzogene Ver¬
mögen wenigstens theilweise demselben erhalten bleibe .

Abg . v . Feder : Der Vorschlag des Abg . Edelmann ,
man solle Kolonialpolitik in dem Sinne treiben , daß die
Leute nicht mehr , wie bisher , sollten auswandern können ,
wohin sie wollten , verdiene keinen Beifall .

Präsident Lamey unterbricht den Redner mit dem
Bemerken , daß er wohl den Abg . Edelmann falsch ver¬
standen , da derselbe nicht ein zwangsweises Verbringen
der Auswanderer an einen bestimmten Ort , sondern ledig¬
lich die Begründung von Kolonien empfohlen habe , in
welche die Leute freiwillig , wenn auch mit Unterstützung
des Staates , auswanderten .

Der Abg . v . Feder fährt fort : Vor 50 Jahren , zu
einer Zeit , wo der Landwmh viel gedrückter gewesen als
jetzt , habe man Aehnliches erlebt . Damals sei vielfach
vorgekommen , daß Gemeinden -, um sich von der Armenlast
zu befreien , Unterstützungsbedürftigen einen Ueberfahrts -
vertrag in die Hand gedrückt hätten . Allerdings könnten
die Erfahrungen , die man mit diesem System gemacht ,
nicht gerade als günstige bezeichnet werden , denn nicht
selten seien Leute , die man auf diese Weise nach Amerika
geschafft , nach einiger Zeit in . unterstützungsbedürftigem
Zustande wieder zurückgekehrt . Derartige Maßregeln
dürften unbedingt nicht angewendet werden . Er hoffe ,
daß . das Reich eine Kolonialpolitik einschlagen werde , die
nur zum Vortheile gereiche . Alle die Rücksichten zu er¬
wägen , die dabei in Frage kämen , sei das Haus nicht in
der Lage . — Besonders gefreut habe ihn , daß der Kom¬
missionsbericht der Anschauung der Mehrheit der Kommis¬
sion Ausdruck gegeben , wonach von einer Uebervölkerung
in unserm Lande nicht geredet werden könne und darum
die Auswanderung zu verhüten sei . Daß diese Anschauung
richtig , beweise die Thatsache , daß zur Zeit der Ernte
die heimischen Kräfte zur Bewältigung der Arbeit nicht
ausreichten . Wenn es gelinge , in den Gegenden , von
welchen aus zur Zeit die Auswanderung verhältnißmäßig
am stärksten stattfinde , Gelegenheit zu Verdienst in Fa¬
briken rc. zu geben , dann werde die Auswanderung wohl
bald Nachlassen .

Abg . Lender : Die Frage der Kolonialpolitik erscheine
ihm noch nicht spruchreif . Zudem werde ja auch in erster
Linie der Reichstag über dieselbe zu befinden haben . Was
ihn in dem Kommissionsbericht besonders unangenehm be¬
rührt , sei die Bemerkung , daß es wünschenswerth erscheine ,
wenn ein stärkerer Abzug der Bevölkerung stattfinde , denn
wenn er auch zugebe , daß die Landwirthschaft vortheilhafter
und rationeller im Großen betrieben werden könne , so sei
doch die Erhaltung der kleineren landwirthschaftlichen Betriebe
aus socialen Gründen unerläßlich nothwendig . Darum er¬
achte er als eine Hauptaufgabe der Regierung , in dieser
Richtung Alles aufzubieten , insbesondere durch Beschrän¬
kung der Gemeindcumlagen auf ein Minimum und Ent¬

lastung des Bürgernutzens . Solche Maßregeln machten
die Begründung von Heimstätten entbehrlich , schützten
Hunderte von Familien vor Hunger . Gewiß würde zur
Erhaltung der kleineren landwirthschaftlichen Betriebe we¬
sentlich beitragen , wenn die Gemeinden sich entschlössen ,

bei Zwangsvollstreckungen Liegenschaften anzukaufen und
dieselben dann gegen billigen Pachtzins an Landwirthe zu
verpachten .

Der Abg . Blatt mann macht darauf aufmerksam ,
daß den Gemeinden die Mittel fehlten , auf Vorschläge , wie
sie der Vorredner zuletzt gemacht , einzugehen .

Abg . Kiefer : Die Kolonialpolitik könne man füglich
dem Reichskanzler und dem Reichstage überlassen . Er
selbst stimme der Ansicht derer zu , welche eine Uebervöl¬
kerung Badens beabredeten . Gewiß werde auch jeder
Landwirth des Hauses ihm Recht geben , wenn er be¬
haupte , daß in dem letzten Jahrzehnte das Hauptgebrechen
des mittleren landwirthschaftlichen Betriebes darin bestan¬
den habe , daß in Folge des nach dem Kriege einge¬
tretenen krankhaften Drängens von dem Lande in die
Stadt die Möglichkeit , Taglöhner zu bekommen , fast
ausgeschlossen gewesen sei . Daß diesem Drängen entgegen¬
gearbeitet , der abnormen Zusammenballung der Bevöl¬
kerung in den Jndustrieorten eine Grenze gesetzt werden
müsse , sei einleuchtend . Seien doch die Inhaber mittlerer
landwirthschaftlicher Betriebe oft in der Lage gewesen ,
weil sie die nothwendigen Taglöhner entweder gar nicht
oder nur gegen unerschwingliche Löhne hätten bekommen
können , ihr Besitzthum in kleineren Parzellen zu verpach¬
ten , die dann wieder einzeln durch die Familien der Pächter
bebaut worden seien . Uebrigens sei er der Meinung , daß
jetzt schon jenes ungesunde Drängen nach den Städten
nachgelassen habe und hoffe , daß sich dasselbe auch künftig
mehr und mehr mindern werde . Von besonders wohl¬
tätiger Wirkung würde in dieser Beziehung gewiß Zu¬
spruch viW zuständiger Seite sein , an der landwirthschaft -
lichen -. Thätigkeit festzuhalten .

MAißh . Regierungskommissär Ministerialrath Buchen -
Borger : Wollte man die Behauptung aufstellen , Baden
leide an Uebervölkerung , so wäre dies gewiß unrichtig .
Sicherlich sei auch nirgends in den Ergebnissen der Er¬
hebungen über die Lage der Landwirthschaft etwas der¬
artiges ausgesprochen . Gleich unrichtig aber wäre es , zu
behaupten , daß nirgends im Lande ein Zustand der Ueber¬
völkerung sich geltend mache . Es gehöre gerade mit zu
den interessantesten Ergebnissen der Enquöte , daß da , wo
durch die Erhebungen besonders ungünstige Verhältnisse
konstatirt worden , die tiefste Ursache hievon auf Ueber¬
völkerung , d . h . darauf zurückgeführt werden müsse , daß
die Bevölkerung allmählich im Verhältniß zur Gemarkung
zu groß geworden sei . Es liege ja auch auf der Hand ,
daß der Grund und Boden da , wo er nur landwirth -
schaftlich benützt werde , nur eine Bevölkerung von ge¬
wisser Größe zu ernähren vermöge und daß , wo die Be¬
völkerung über den gegebenen Nahrungsspielraum hinaus¬
wachse , nothwendig Verhältnisse der schlimmsten Art sich
entwickeln müßten . Ein höchst lehrreiches Bild biete in
dieser Beziehung eine im Bezirksamt Tauberbischofsheim
gelegene Gemeinde dar . Die Einwohner derselben seien
in hohem Grade schon während längerer Zeit verschuldet ,
ohne sich in der Lage zu befinden , ihre Schuld abtragen
zu können . Die eigentliche bäuerliche Bevölkerung sei in
ihr in Folge rascher Zunahme der Bevölkerung nahezu
verschwunden ; nur wenige Familien besäßen so viel Grund
und Boden , um ihre Arbeitskraft ausnützen und sich von
seinen Erträgnissen ernähren zu können . Die große Mehr¬
zahl aller Einwohner sei daher auf Nebenverdienst ange¬
wiesen , zu dem sich aber nicht ausreichend Gelegenheit
biete . So bildeten sich Hungerlöhne und geschraubte
Güterpreise , weil auf jeden freiwerdenden Fetzen Landes
Hunderte von Leuten steigerten , um nur Gelegenheit zur
Verwerthung ihrer Arbeitskraft zu erlangen . Dieses
fieberhafte Drängen nach Bodenerwerb treibe aber noth¬
wendig die Schuldenlast zu immer größerer Höhe , da den
Steigerern baare Mittel , den Kaufpreis zu zahlen , nicht
zu Gebote stünden , sie also Geld aufzunehmen genöthigt
seien , das abzutragen die geringen Erträgnisse des Bodens
auf den allzu verkleinerten Anwesen nicht gestatteten .

Diese durch die Erhebungen konstatirten und in einer
Reihe Gemeinden , namentlich auch im südlichen Schwarz¬
wald zu beobachtenden Verhältnisse zeigt also , daß in
einer Reihe von Fällen die vorhandene schlimmere Lage
nicht sowohl auf ausländische Konkurrenz oder hohen
Steuerdruck , sondern in erster Reihe auf die unglückliche
Gestaltung der Besitzverhältnisse als Folge übermäßigen
Anwachsens der Bevölkerung zurückzusühren sei . Eine
Abhilfe ließe sich, wie auch in den bezüglichen Berichten
gesagt werde , durch Einführung von Industrie , nament -
lich auch durch Errichtung von Hausindustrie treffen . Aber
dahin gehende Rathschläge seien leichter gesagt als aus¬
geführt , und namentlich begegne die Einbürgerung von
Hausindustrien den allergrößten Schwierigkeiten . Mit
Recht sei daher die Ansicht der betr . Kommission dahin
gegangen , eine wirksame Abhilfe könne in den Gemeinden ,
in welchen notorisch die Bevölkerung rascher angewachsen
sei , als mit den gegebenen Verhältnissen sich vertrage , nur
durch stärkeres Abziehen der nachwachsenden Bevölkerung ,
die andernfalls doch nur das vorhandene Proletariat ver¬
mehre , erzielt werden .

Was die von dem Abg . Lender berührte Frage des
Werthes der Almendnutzung anlange , so lasse sich nicht
bezweifeln , daß das Vorhandensein einer Almend für die
kleinbäuerliche Bevölkerung von der größten Bedeutung
sei . Auf der andern Seite aber lasse sich auch nicht läug -
nen , daß sehr beträchtliche Almendnutzungen die Schollen¬
kleberei einigermaßen begünstigt und eben dadurch in
manchen Gegenden , so namentlich in einigen Rheinorten ,
zu einer übermäßigen Vermehrung der Kleinwirthschaften



und im Gefolge hievon zur Steigerung des Armenauf¬
wandes beigetragen haben.

Auf die schwierige Frage, ob eine anderweite Besteue¬
rung des Almendgutes angezeigt sei, wage er im Moment
keine Antwort zu geben . Immerhin dürfe nicht außer
Acht gelassen werden, daß eine Entlastung des Almend¬
gutes und die in Folge dessen nöthig fallende Einführung
oder Erhöhung der direkten Gemeindesteuern zu starken
Verschiebungen in der Steuerlast führen müsse, so daß
es zweifelhaft sein dürfe, ob auf die Dauer die Maßregel
als eine erhebliche Erleichterung der Gemeinden sich dar¬
stellen werde.

Abg . Nopp : Die Verhältnisse lägen so, wie sie der
Herr Regierungskommissär geschildert . Auch in der Rhein¬
gegend mache sich das Bedürfniß nach stärkerem Ab¬
zug der Bevölkerung geltend . Könne sich auch der Ein¬
zelne daselbst durch den Almendgenuß ernähren, so gehe
dies doch bei Belastung des Bürgernutzens oder bei wei¬
tergehender Theilung der Almendloose nicht mehr an. Der
Herr Regierungskommissär habe darauf hingewiesen , daß
eine Entlastung des Bürgernutzens nur unter gleichzeitiger
Einführung direkter Gemeindesteuern möglich wäre . Letz¬
tere hielte Redner für durchaus angezeigt , denn jetzt zahle
der Arme so viel an Steuern wie der Reiche, während
bei dem System der direkten Steuern das Steuermaß sich
nach der Leistungsfähigkeit des Einzelnen richte. Er bitte
daher dringend, den Bürgernutzen zu entlasten .

Abg . v . Neubronn : Er habe schon in der Kommission
der Meinung Ausdruck verliehen, daß zur Zeit an dem
im Jahre 1879 eingeführten System der Gemeindebesteue¬
rung nicht gerüttelt werden sollte . Allerdings habe man
ja den Almendgenuß in stärkerem Maße zur Besteuerung
herangezogen, allein gleichzeitig seien die Vorausbeiträge
abgeschafft und die Objekte der Gemeindebesteuerung ver¬
mehrt worden. Wollte man jetzt zu einer Entlastung des
Bürgernutzens sich herbeilassen , so müßte man auch sonst
die früheren Verhältnisse in Ansehung der Gemeindebe¬
steuerung wieder einsühren.

Was die Frage der Kolonialpolitik anlange, so habe
man offenbar in den Sätzen des Kommissionsberichtes
mehr gefunden , als darin gelegen sei . Die Kommission
sei der Meinung gewesen, daß die Auswanderung meist
nicht begünstigt werden solle, daß aber, wenn an einzel¬
nen Orten die Bevölkerung so angewachsen sei, daß sie
sich durchaus nicht mehr auf dem vorhandenen Areal zu
ernähren vermöge und es zugleich nicht gelinge , in Fabri¬
ken, in Hausindustrie oder sonstiger Gelegenheit Neben¬
verdienst für dieselbe zu schaffen, durch Abzug der Bevöl¬
kerung Abhilfe getroffen werden müsse. In solchem Falle
sei dann Sorge dafür zu tragen , daß diese überschlüssige
Bevölkerung nicht plan - und hilflos hinaus in die Fremde
gestoßen werde, und darum anzustreben , daß von Seiten
des Reiches eine zweckmäßige Kolonialpolitik eingeschlagen
werde, welche die deutsche Auswanderung so leite und
sichere, daß sie den Auswanderern wie dem Mutterlande
zum Nutzen gereiche. Von dem Gesichtspunkte der Schaf¬
fung von Strafkolonien habe der Gegenstand Erörterung
in der Kommission nicht gefunden .

Der Abg . Junghanns verzichtet auf das Wort.
Abg . Friderich : Er stimme dem Abg . v . Neubronn

bei , daß an eine Gründung von Strafkolonien nicht ge¬
dacht werden könne. Allerdings würde auch er gerne die
Strafanstalten entvölkern , wenn er könnte, allein dazu be¬
dürfe es einer Aenderung in der Gesetzgebung . Dagegen
solle man dafür sorgen , daß der Zusammenhang der Aus¬
wanderer mit dem Mutterlande erhalten und diese Be¬
ziehungen zur Förderung des Handelsverkehrs mit dem
Auslande verwerthet würden . — Nicht richtig sei die Be¬
hauptung , daß Baden an Uebervölkerung leide . Gelegen¬
heit zur Arbeit sei in unserem Lande stets gegeben . Müßten
doch bei Straßen - und Eisenbahn- Bauten , sowie zur Ernte¬
zeit stets fremde Arbeitskräfte von außen zugezogen werden .
Dies gelte auch für den Wahlbezirk des Abg . Nopp . Habe
man doch erst vor Kurzem aus Preußisch- Polen eine große

Zahl von Arbeitern nach Waghäusel gerufen, weil man
daselbst keine Leute habe bekommen können . Offenbar
möchte der Abg . Nopp um jeden Preis verhindern , daß
der Almendgenuß in Philippsburg und Umgebung in
kleinere Theile zertheilt werde. Unrichtig sei die Meinung
dieses Redners , daß die Almend Eigenthum der Bürger
sei . Ferner müsse er denselben darauf aufmerksam machen,
daß der Bürgernutzen nach gesetzlicher Bestimmung nur
besteuert werden dürfe, wenn Umlage in der Gemeinde
erhoben werden müsse, sowie daß außerdem der Freitheil
auszunehmen sei. Allerdings habe man die Größe dieses
Freitheils neuerdings herabgesetzt , aber doch nur unter
gleichzeitiger Beseitigung der Vorausbeiträge .

Mit dem Herrn Regierungsvertreter sei Redner darin
einverstanden , daß in manchen Gegenden des Landes, wo
man sich vergeblich bemüht habe , der Industrie Eingang
zu verschaffen , ein Abzug der Bevölkerung wünschenswerth
wäre . Auch er sei ein Freund der Kolonialpolitik, aber
in der Richtung, daß dieselbe dem Reiche zu Gute komme,
nicht daß Baden seine Auswanderer nach einer bestimmten
Gegend dirigire, um so weniger, als nicht nur arme Leute
auswanderten .

Abg . Nopp : Dem Abg . v . Neubronn müsse er erwi¬
dern , daß er bei seinen früheren Ausführungen die Ge¬
meinden , die früher Vorausbeiträge gezahlt, nicht im Auge
gehabt habe , sondern die Gemeinden seines Bezirks , in
denen die Bevölkerung bezüglich ihres Unterhalts lediglich
auf den Bürgernutzen angewiesen sei . — Gegenüber den
Behauptungen des Abg . Friderich bemerkt Redner , daß
der Bürgernutzen keineswegs der Gemeinde gehöre , wenig¬
stens nicht in der Gegend, die er im Auge habe. Auch habe
der Abg . Friderich die Art der Gemeindebesteuerung nicht
richtig aufgefaßt, denn bevor eine Umlage erhoben werde,
werde eine Auflage auf den Bürgernutzen gelegt . Endlich
sei unrichtig, daß in der Rheingegend Mangel an Arbei¬
tern sich zeige. Die Arbeiter aus Preußisch - Polen habe
man nur beigezogen , in der Hoffnung, sie würden um ein
Minimum arbeiten , sie jedoch bald wieder , weil wenig
brauchbar, entfernen müssen. — Daß in seiner Gegend
Bedürfniß nach stärkerem Abzug der Bevölkerung vorhan¬
den, stehe außer allem Zweifel. Die Auswanderung werde
darum auch hier — und mit vollem Rechte — von der
Großh . Regierung unterstützt .

Abg . Edelmann : Im Ganzen bestehe allerdings in
Baden keine Uebervölkerung, allein an manchen Orten, so
z . B . in Dittwar, hätten die Leute keine Gelegenheit mehr
zur Arbeit. Daß zur Erntezeit von auswärts Arbeiter
zugezogen würden , beweise dagegen nichts , denn auch
Badener gingen in solcher Zeit nach der Schweiz, um
dort zu helfen . — Redner vertheidigt sodann die Schollen¬
kleberei , da sie meist nur ein Ausfluß der Anhänglichkeit
an die Heimath sei , die gewiß gepflegt werden müsse, und
bespricht sodann die Frage der Besteuerung des Bürger¬
nutzens , dabei empfehlend , dieselbe nicht zu hoch ansteigen
zu lassen im Interesse der seßhaften Bevölkerung und
deren Erhaltung in unserem Lande.

Abg . v . Feder : Nicht die Enquete habe ihn zur Be¬
sprechung der Frage der Uebervölkerung veranlaßt, sondern
der Umstand , daß auswärts vielfach eine Uebervölkerung
behauptet werde, die er im Allgemeinen nicht als vorhanden
anerkennen könne . Dieselbe trete nur an einzelnen Orten
hervor und hier lasse sich nicht durch Zwang , sondern
nur durch geeignete Belehrung abhelfen. — Einen weiteren
Punkt berühre der Kommissionsbericht nicht, der ihm von
großer Bedeutung sei , nämlich die Empfehlung einer
gesunden Matrimonialpolitik , denn gewiß werde das wirth -
schaftliche Fortkommen wesentlich durch Wahl einer tüch¬
tigen Hausfrau gefördert, zumal wenn dieselbe noch etwa
10 Morgen Feld einbringe. (Heiterkeit.)

Hiermit schließt die Diskussion.
Berichterstatter Abg. Klein : Wie bereits von verschie¬

denen Rednern dargelegt , sei es keineswegs Ansicht der
Kommission gewesen , daß der kleine landwirthschaftliche
Betrieb einzuschränken und die Auswanderung im Interesse

Handel and Verkehr .
Handelsberichte .

Berlin , 28 . April . Auf die Kramstaschen Obliga¬
tionen sind hier 100 Millionen , im Ganzen ca . 200 Millionen
gezeichnet. Der Repartitionsmvdus ist noch nicht bekannt .

Submissionen . Belgien . Verwaltung der Staats -
Eisenbahnen - 7 . Mai d . I . , Mittags , in der Börse zu Brüstet .
Vergebung der Lieferung von Drehscheiben von 4m 80 und 4m 30
Durchw ' ffer nebst Zubehör . Abschätzungssumme ca . 24 .00S Frcs .
Vorläufige Kaution 1200 F >cs . Auskunft beim Ingenieur , Di¬
rektor van Aelbroeck , Rue Laterale Nr . 2 zu Brüssel , und bei
der Oornmis - ioii äs rsesxtiou äes ters et bois , rue ä' ltaiis dir . 38
zu Juelles bei Brüstet . Preis der autographirten Pläne Fr . 0,25
pro Exemplar . Lastenheft 58 in der Expedition des „ Reichs -
Anzeigers ^.

/ Mannheim , 28 . April . (Rab u S u. S toll .) Im Sa¬
me n g e s ch ä f t ist die Stille früher eingetreten als erwartet ;

es kommen nur noch vereinzelte Bestellungen auf Rothsaat ein,
bester geht es mit Luzerne und Esparsette . Die Preise sind jetzt
nur noch nominell anzunehmen . Rothsaat 90 ä 100 M . »
Luzerne 80 L 110 M . , dito Pr o v en c er 115 ä 125 M . ,
Getbklee 40 ä 42 M . , Esparsette 36 ä 37 M . ,
Weiß - und s ch w e d . K l e e 170 M . » Incaruat 36 L 38 M .
Per 100 Kilo brutto.

Der Einfluß ungünstiger Witterung , welcher sich auf das G e-
treidegeschäft geltend gemacht, wurde durch die vom Lande
einlaufenden Berichte , wonach der vermuthete Schaden nicht hoch
angeschlagen wird , etwas abgeschwächt , doch bleibt die Tendenz
eine feste bei ziemlich unveränderten Preisen . Weizen 19 '/« ä
22 M . , Roggen 15'/, ä 17 M . . Gerste 18'/- ä 19 '/- M . ,
Hafer 13 "/« ä 147 « M . per 100 Kilo netto .

Köln , 28 . April . Weizen lo« , hiesiger 18 .20 , lo« , fremder
18 .70 , per Mai 17 . 70 , per Juli 17 90 . Roggen loeo hiesiger
14 70 , per Mai 14 .— , Per Juli 14.30 . Rüböl loeo mit Faß ,
30 50 . ver Mai 30 . 10 . Hafer loco hiesiger 15 .—.

Feste Reduktionsverhältnisse: i Thlr .
12 Rur!., 1 Gulden v. W.

- 3 Rmk., 7 Gulden südd. und holländ .
- 2 Rmk., 1 Franc — 80 Psg. Frankfurter Kurse vom 28 . April 1»>84.

Staatspapiere .
Baden 3'/, Obligat , fl . 99

- 4 » fl - -
„ 4 „ M . 102 - , .

Bayern 4 Obligat . M . 102 "/-,
Deutschl . 4Reichsanl .M . 102 ' -/, «
Preußen 4'/, " « Conf . M . 103 ' , «

„ 4°/o Consols M . 102 ' s
Sachsen 3" » Rente M . 83
Wtbg . 4'/-Obl . v .78/79M . -

„ 4Obl . M . 101
Oesterreich 4 Goldrente fl . 85-/, .

„ 4'/, Silberr . fl . 68 '/.
„ 4'/« Papierr . fl . —

.. „ 5Papierr .v .1881 80-/, «Ungarn 6 Goldrente fl . 102
» s „ fl

Italien 5 Rente Fr .
Rumänien 6 Oblig . M .
Rußland 5 Obl . v . 1862 «c

, 5 Obl . v . 1877 M .
„ 5H . Orientanl . PR . 60 ' /«
, 4 Eons . v . 1880 R . 76 '/«

76 " /, «
94°/,

104 /.
S17 »

Schweb . 4 in Mk.
Span . 4 AuSländ . Rente
Schw . 4' /- Bern v . 1877 F .

„ 47 ° Bern 1880 F .
N .-Amer.4'/- C .pr. 189lD .
N .-Ämer . 4 C - Pr. 1907 D .
Egypten 4 Unis . Obligat .

Bank - Aktien .
l '/zDeutscheR . BankM . 146 - /, «
4 Badische Bank Thlr .
5 Basler Bankverein Fr .
4 Darmstädter Bank fl .
4 Disc . - Kommand . Thlr .
5 Frankf. BankvereinThlr .
5 Oest . Kreditanstalt fl .
5 Rhein . KreditbankThlr .
5D . Eff °kt- u . Wechsel- Bk.

40"/« einbezahlt Thlr .
Eisenbahn -Aktien .

4 Heidelberg-SpeyerThlr . 52 ' -,
4Heff .Ludw. - BahnThlr . 109 -/,
4Meckl . Friedr .- FranzM . 200 ' /«3 '/, Oberschles.-St . Thlr . 270 ' ,

99' /«
61'/.

102 ' ,
101 °/«
110- «
120 °/,
67 -/«

120' -
1317 .

155
208-/,

91-/,
2687«
112-/.
126' -

4 '/, Pfälz . Maxbahn fl.
4 Pfälz . Nordbahn fl .
4 RechteOder - Ufer Thlr .
8' , Thüring . I-it . ä .. Thlr .
5 Böhm . West-Bahn fl .
5 Gal . Karl - Ludw. - B . fl .

130 °/« 15 Voralberger fl . 163- «

216 '/
2637 ,
242 '

5 Oest . Franz - St . - Bahnfl . 266 '
160

153 °
166 ' ,

152

5 Oest . Süd - Lombard fl .
5 Oest . Nordwest fl .
5 , „ lüt . S . fl .
5 Rudolf fl .

Eisenbahn - Prioritäten
4Heff . Ludw.- B . M - 101-/.
4Pfälz . Ludw. - B . M .
4 Elisabeth steuerpflicht, fl .
4 „ steuerfrei fl .
4 '/, Galiz . Carl - Ludwig

5 Mähr . Grenz -Bahn fl .
5 Oest . Nordwest - Gold -

Obl . M.
5 Oest . Nordw . lüt . 4.. fl .
5 Oest . Nordw . lüt . S . fl . 86-/,

99 °/« 5 Gotthard Hl Ser . Fr .
1907 , 5 „ IV „

4 Schweiz . Central
5 Süd - Lomb. Prior , fl .
3 Süd - Lomb. Prior . Fr .
5 Oest . Staatsb . -Pcior .fl . 105' -
3 dto. l - VHl L . Fr . 787 -
3 Livor . I-it . 6,111 u. l> 2
5 Toscan . Central Fr .

Pfandbriefe .
4 Rb . Hyp . - Bk . Pfdbr .
5 Preuß . Cent . - Bod .- Cced.

verl . ä 110 M .
4 dto „ ä 100 M .
47 - Oest . B . - Crd . -Anst. fl .
5 Ruff . Bod . - Cred. S . R .
4°/» Süd - Bod . - Cr .- Pfdb .

Verzinsliche Loose .
37 - Cöln Mmd .Thlr . 100 126 ' ,
4 Bayrische „ 100 133 '«
4 Badische „ 100 130 ' 7 „

101- ,
917 .«
96 / «

84
73- «

1047 «

104
1057 «
99- -.

103-/,
607 »

607 «
97- «

100

1147 ,
100 ' ',

103
897

100' ,

4Mein .PrPfdb .Thlr . 100 1177 ,

Druck « nd Verlag der G . Brauu ' scheu Hofbuchdruckerei .
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der Landwirthschaft zu befördem sei . Nur dann , wenn !
in Folge ungünstiger Besitzverhältniffe, schlechter Boden¬
beschaffenheit, Uebervölkerung die Leute nicht mehr sich z„ernähren vermöchten , auch durch Einführung von industriellen
Etablissementsoder Hausindustrie , sowie Belohnung, wie etwa
anderweiter Verdienst zu beschaffenwäre , nicht zu helfen sei
also nur, wenn alle sonst zur Abhilfedienlichen Mittel fruchtlos
erschöpft, müsfeAbzugderBevölkerungempfohlen werden. Für
diesen letzten Fall aber, so sage die Kommission weiter, sei da¬
für zu sorgen, daß die Leute nicht hilflos in die Welt hinausge¬
stoßen werden, sondern durch eine zweckmäßige Kolonialpolitik
des Reiches die Auswanderung so geleitet und gesichert
werde, daß sie den Auswanderern sowohl , wie dem Mutter¬
lande zum Nutzen gereiche.

Bei der hierauf erfolgenden Abstimmung wird der An¬
trag der Kommission :

Bei dem Bundesrath dahin zu wirken , daß von
Seiten der Reichsregierung eine zweckmäßige Kolonial¬
politik eingeschlagen werde, welche die deutsche Aus¬
wanderung so leitet und sichert, daß sie den Auswan¬
derern wie dem Mutterlande zum Nutzen gereiche,

angenommen .
Auch der weitere Antrag der Kommission , die Großh.

Regierung zu ersuchen, daß sie zur Förderung der Wiesen-
und Weidenverbefferung, der Vervollkommnung in der
Technik des Rebbaues und für Einführung der Weiden¬
kultur eine Nachtragsforderung von im Ganzen 9,500 M.
in das Budget für 1884/85 einstelle, findet Annahme.

Das Haus tritt hierauf in die Berathung des Berichts
der Petitionskommission über die Bitte des Jakob
Friedrich Binder von Weißenstein um Uebernahme
seines Hauses von Seiten des Staates ein . Namens
der Kommission stellt der Berichterstatter Abg . Strübe
den Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung .

Der Abg . Frank schildert den Zustand der Ruine und
die Gefahr , welcher der Petent und dessen Familie in Folge
desselben stets ausgesetzt sei . Redner gibt zwar zu, daß der
Antrag der Kommission im Hinblick darauf, daß nicht
völlig klar sei, ob eine rechtliche Verpflichtung des Staates
zur Uebernahme des Hauses des Petenten anerkannt werden
müsse, oder ob es lediglich als ein Akt der Billigkeit sich
darstelle , wenn derselbe das Haus ankaufe , begreiflich er¬
scheine, glaubt aber , daß immerhin die große Gefahr,
welcher der Petent ständig ausgesetzt sei, wohl genügenden
Anlaß biete , Erwägung eintreten zu lassen , ob nicht der
Staat das Haus , dessen Werth ohnedies gering sei , er¬
werben solle.

Großh . Regierungskommiffär Ministerialrath Haas :
Die Großh . Straßenbau-Verwaltung , in deren Besitz die
Ruine sich befinde , sei sich der Verantwortung wohl be¬
wußt , welche sie treffen könnte , falls in Folge mangel¬
hafter Instandhaltung des Bauwerks Beschädigung von
Personen oder Eigenthum einträte.

Die Riffe in der südlichen und westlichen Burgmauer
seien 1869 erschienen , bis 1875 hätten sie sich nicht ver¬
mehrt. Dann aber sei in Folge heftiger Stürme eine
Vergrößerung derselben eingetreten , was Veranlassung zu
genauer Untersuchung und nicht unbeträchtlicher Aufwendung
gegeben habe . In den Jahren 1878 und 1879 hätten
abermalige eingehende Untersuchungen zu Aufwendungen
im Betrage von 2160 M . geführt. Man habe damals
insbesondere die obere Schicht der Mauer abgedeckt und
dieselbe frisch in Cement versetzt. Später wiederholte
Prüfungen hätten konstatirt , daß die vorgenommenenHer¬
stellungen sich bewährt und eine Gefahr durch den Zu¬
stand der Ruine nicht gegeben sei .

Auch jetzt sei die Großh . Regierung , selbst wenn das
Hohe Haus über die vorliegende Petition zur Tagesord¬
nung übergehe , bereit , von neuem Erhebungen über den
Zustand der Ruine zu veranlassen und zu thun, was zur
Vermeidung etwaiger Gefahr nöthig sei .

Bei der hiernach erfolgenden Abstimmung wird der Kom¬
missionsantrag angenommen . — Sodann erfolgt durch den
Präsidenten Schluß der Sitzung .

Bremen . 28 . April . Petroteum -Markt . lSchlußderichr .- Stan¬
dard white too» 7 .60 , ver Mai 7 .60 , per Juni 7 .70 , per Juli
7 .80 , per August - Dezember 8 . 10. Still . Amerik. Schweineschmalz
Wilcox nicht verzollt 43 ' , .

Paris , 28 . April . Rüböl per April 69 .20 , per Mai 69 .20,
per Mai - August 70.20, per Sept . - Dez . 72 .—. Still . — Spi¬
ritus per April 44 .—, per Sept . - Dez . 46 .20 . Behauptet . — Zucker ,
weißer , dlsp . Nr . 3 , Per April 46 .60 , ver Mai - Aug . 47 .20.
Weichend. — Mehl , 9 N orken , pei April 46 . 10, per Mai 46 .50,
per Mai Aug . 47 .50, per Juli -Aug . 48 .50 Weichend. — Weizeu
ver April 22 .90 » per Mai 22 .90 , per Mai - Aug . 23 .40 , Per
Juli - Aug . 23 .90 . Still . — Roaa -n per April 16 .—, per Mai ,16 .20, Per Mai -Aug . 16. 70, Per Juli -Aug . 17. — . Still . — Talg ,
disponibel 86 . 75. — Wetter : bedeckt.

Antwerpen , 28 . April . Pelroleum -Markt . lSchlußbericht .)
Stimmung : Träge . Raffinirt . Type weiß, diSP. 19.

Verantwortlicher Redakteur : Karl Trost in Karlsruhe.
1 Lira --- so Pfg ., i Pfd. r»

rubrl - -- Rmk. 3. LS Pfg ., 1 Mark Banks Rmk. 1. SS !
3 Oldenburger Thlr . 40 1237 ,
4Oesterr . v . 1854fl . 250 113- ,
5 „ V. 1860 „ 500 1207 -
4Raab - GrazsrTblr . 100 957 ,
UnverziuslicheLoose pr . Stück
Basischest . 35 Lasse 225 .—
Braunschw .Thlr .20 -Loose 9480
Oest . fl. 100-Loosev . 1364 310 .50
Oesterr . Kredilloose fl . 100

von 1853 316 50
Ungar . Staatsloosefl . 100 219 . —
Äasbacherfl . 7- Loose 31 . —
Augsburger fl . 7- Loose 23 . 10
Freiburger Fc . 15 Loose 27 15
MailäaverFc . lO- Lsose 1490
Meimngerfl .7- Loose 26 .60
Schweb . Tblr . lO -Loose — .—

Wechsel nu - Sorte » .
Paris kurz Fc . 100 81 . 10
Wien kurz fl . 100 168 15
Amsterdam kurz fl . 100 169 .45
Loudoa kurz 1 Pf . St . 20 .40
Dukaten 9.60 - 65

Dollars in Gold 4 . 18 —22
20 Fr .- St . 16 20 - 23
Ruff . Imperials 16. 71 - 76
Sovreigiis 20 .33 —38

Itädte - Obligatione « und
Jndnstrie - Aktien .

4 Karlsruher Obl . v . 1879 —
4 Maunheimer Obl . 101
4Pforzheimer „ 1883 100 '/,
47 « Baden - Baden „ -—

eidelberg „ —
, ceiburg , 101

4 Konstanzer „ 1007 ,
Enliager Soinnerei o .Zs . 129 ' /-
Karlsruh . Mas chineni. dto. 121
Bad . Zuckers . , ohne Zs . 110
3"/oDeulsch .Phöa .20 °7 >Ez . 175

Rb . Hypolh .- Bank50 "/,ir,/°
de, . Thl .

5 Wssteregeln Alkali
Reichsbank Discoat
Franks. Bank . Discont

Teudeuz : —.

1157 ,
1597 ,

47 ,
47 .
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